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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Winfried Wolf, Wolfgang Blerstedt, Dr. Dagmar Enkelmann, 
Gerhard Jüttemann, Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der PDS 


Postverkehr auf Schienen abwickeln 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Die Deutsche Post AG teilte Mitte Dezember 1996 mit, ab Mai 
1997 den gesamten Postversand mit Briefen auf der Straße und 
in der Luft abzuwickeln und schienengebundene Postverkeh- 
re nicht mehr durchzuführen. 

2. Der Postverkehr mit Karten und Briefen (und Päckchen und Pa- 
keten) wurde bei Transporten über längere Entfernungen in 
der ehemaligen (westdeutschen) Bundesrepublik Deutschland 
und in der ehemaligen DDR überwiegend auf der Schiene ab- 
gewickelt, In der Zeit vor dem Zweiten Weltkrieg wurden im 
Deutschen Reich und in den 50er und 60er Jahre in West- 
deutschland damit im Briefverkehr in der Regel diejenigen 
Laufzeiten erreicht, die von der Deutschen Post AG mit der For- 
mel „E + 1“ als Optimum und als dasjenige Ziel bezeichnet 
werden, das mit der neuen Versandart auf der Straße und in 
der Luft erreicht bzw. optimiert werden solle: Ein Brief, der in 
einer beliebigen deutschen Stadt am Abend auf gegeben wor- 
den war, erreichte seinen Empfänger am nächsten Tag. Dies 
erwies sich als möglich in einer Zeit, als keine Elektronik für 
optimierte Steuerung zur Verfügung stand und als das Deut- 
sche Reich eine größere geographische Ausdehnung als die 
heutige Bundesrepublik Deutschland hatte. 

3. Die Verlagerung des Postverkehrs auf der Straße und in die 
Luft ist kein notwendiges Resultat moderner Verkehrsorgani- 
sation. Sie ist offensichtlich auch nicht logisches Ergebnis von 
Unternehmen, die sich auf dem Weg der Privatisierung befin- 
den. In Großbritannien gehen die auf denselben Privatisie- 
rungskurs wie die Deutsche Post AG; und die Deutsche Bahn 
AG gebrachten Unternehmen Royal Mail und British Rail bzw. 
deren Nachfolgeorganisationen den Weg, verstärkt den Post- 
verkehr auf der Schiene abzuwickeln. 

11. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, in 

ihrer Eigenschaft als hundertprozentige Eignerin der Deutschen 

Post AG und der Deutschen Bahn AG darauf hinzuwirken, daß ein 
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Maximum des technisch realisierbaren Postverkehrs auf Schienen 
und mit der Deutschen Bahn AG abgewickelt wird und gegebe- 
nenfalls entsprechende Schienenverbindungen hergestellt wer- 
den. 

Dabei läßt sie sich von den folgenden Zielsetzungen und Er- 
kenntnissen leiten: 

^ 1. Die Bundesregierung hat sich u. a. auf der Gipfelkonferenz in 
Rio de Janeiro 1992 verpflichtet, die Schadstoffemissionen und 
deren Beitrag zur Luftverschmutzung und zur Veränderung des 
globalen Klimas zu reduzieren. Sie ist sich des Umstands ge- 
wärtig, daß die verkehrsbedingten Emissionen einen wesent- 
lichen und steigenden Beitrag zur Ozonbelastung und Erwär- 
mung der Erdatmosphäre leisten. 

2. Die Bundesregierung ist sich der Tatsache bewußt, daß der von 
ihr direkt und indirekt zu verantwortenden Verkehrspolitik eine 
Vorbildfunktion zukommt. Dies trifft im besonderen für Unter- 
nehmen zu, die sich wie die Deutsche Post AG und die Deutsche 
Bahn AG im Eigentum des Bundes befinden. Die Tatsache, daß 
diese Unternehmen auf den Weg der Privatisierung gebracht 
wurden, enthebt die Bundesregierung dieser Aufgabe zur Wah- 
rung einer Vorbüdfunktion nicht. Letzten Endes ist die Bundes- 
regierung vermittelt über ihre Eigenschaft als lOOprozentige Ak- 
tionärin der beiden genannten Unternehmen und vermittelt über 
die von ihr für Vorstand und Aufsichtsrat zu bestimmenden Per- 
sonen in der Lage, grundlegende Entscheidungen dieser Un- 
ternehmen herbeizuführen bzw. zu verhindern. 

3. Die Bundesregierung hat sich mehrfach dahin gehend ge- 
äußert und damit den Erkenntnissen der modernen Verkehrs- 
wissenschaft Anerkennung gezollt, daß der Güterverkehr auf 
Schienen ab einer gewissen Transportweite und im Vergleich 
zum Güterverkehr auf Straßen und in der Luft die umwelt- 
verträglichste Transportform darstellt. Umgekehrt ist wissen- 
schaftlich unbestritten, daß der Luftverkehr diejenige 
Transportform darstellt, die je Tonnenkilometer und je Perso- 
nenkilometer mit den größten Emissionen von Schadstoffen 
verbunden ist. 

4. Die Bundesregierung hat sich wiederholt zu dem Ziel der Ver- 
kehrsvermeidung bekannt. Der heute bereits existierende und 
der weiter auszubauende Transport postalischer Sendungen in 
einer Kombination von Luftverkehr und Straße ist gegenüber 
einem optimierten Transport auf Schienen mit einer erhebli- 
chen, künstlichen Transportsteigerung verbunden, was das Er- 
gebnis der Konzentration auf eine kleinere Zahl von Luft- 
frachtverkehrszentren ist, zu denen ein großer Teil der 
postalischen Sendungen im Straßenverkehr gebracht und von 
denen diese Sendungen wieder auf der Straße in die Postver- 
teilerzentren befördert werden. Die Zielsetzung Verkehrsver- 
meidung steht somit in offenem Gegensatz zu der von der Deut- 
schen Post AG angestrebten Transportform. 

5. Ein Verweis auf betriebswirtschaftliche Kriterien, auf welche 
Unternehmen wie Post und Bahn mit ihrer Verwandlung in Ak- 
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tiengesellschaften verpflichtet wurden, ist als Begründung für 
die Entscheidung der Deutschen Post AG, Postsendungen im 
Rahmen der Deutschen Bahn AG einzustellen, nicht akzepta- 
bel. Der Verkehrsmarkt ist in einem erheblichen Maß durch 
eine staatliche Ordnungspolitik bestimmt, so daß die Kosten- 
struktur verzerrt wird und externe Kosten des Straßen- und 
Luftverkehrs nicht in deren Transportpreisen, wohl aber als 
volkswirtschaftliche Kosten erscheinen. Im übrigen praktiziert 
die Bundesregierung eine systematische Verzerrung der Trans- 
portkosten, indem sie die in Bundeseigentum befindliche Deut- 
sche Bahn AG zur Bezahlung der Mineralölsteuer verpflichtet 
hat, während die ebenfalls (über die Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau) vom Bund kontrollierte Lufthansa ihre Flugzeuge mit 
unversteuertem Flugbenzin (Kerosin) betreibt. 

6. Die Bundesregierung hat sich selbst wiederholt dahin gehend 
geäußert, daß die Post ihre Verkehre so weit als möglich über 
die Schiene abwickeln werde und müsse. Der Vorstand der 
Deutschen Bahn AG wiederum hat in Beantwortung der Ent- 
scheidung der Deutschen Post AG festgestellt, daß einer Ab- 
wicklung der Brieffrachtsendungen über die Schiene keine 
technischen Hindernisse im Wege stünden. 

7. Der Transport postalischer Sendungen eignet sich im besonde- 
ren Maß für den Schienenverkehr. Es handelt sich dabei um re- 
gelmäßig anfallende Sendungen von weitgehend klar erkenn- 
barem Umfang und statistisch seit langem berechenbaren 
Strukturen und Entfernungsparametern. Darüber hinaus eignet 
sich der schienengebundene Vertrieb postalischer Sendungen 
im besonderem Maß als Transportart, da damit in Richtungszü- 
gen die gleichzeitige Feinverteilung der Postsendungen durch 
Beschäftigte der Deutschen Post AG erfolgen kann. Diese Pra- 
xis hat sich seit Jahrzehnten international und bei der Zusam- 
menarbeit von Bahn und Post auf deutschem Boden bewährt. 

8. Die Beförderung der postalischen Sendungen auf der Schiene 
gebietet sich auch aus beschäftigungspolitischen Gründen: 
Bahn und Post gehören zu den Sektoren, in denen der Ar- 
beitsplatzabbau in den letzten Jahren besonders massiv war. 
Mit der Entscheidung der Post für Luft- und Lkw-Versand wür- 
de dieser nochmals beschleunigt. 

Bonn, den 28. Januar 1997 

Dr. Winfried Wolf 

Wolfgang Bierstedt 

Dr. Dagmar Enkelmann 

Gerhard Jüttemann 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


Begründung 

1. Der Postverkehr auf Schienen ist seit mehr als einem Jahr- 
hundert zentraler Bestandteil des Schienenverkehrs. Er wurde 
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bereits in Zeiten, als Elektronik nicht zum Einsatz kommen 
konnte, rationalisiert und optimiert. Damit wurden Postzu- 
stellzeiten erreicht, die heute teilweise traumhaft erscheinen. 
„Ein Brief der in einer beliebigen deutschen Stadt am Abend 
aufgegeben worden war, erreichte seinen Empfänger am näch- 
sten Tag . . . Ein Brief von Berlin nach Düsseldorf abends ab- 
geschickt traf für gewöhnlich schon mit der Morgenzustellung 
ein. Post von Berlin nach Rom war üblicherweise 32 Stunden 
unterwegs. Sie wurde mit der Eisenbahn befördert. Die Kosten 
für diese Dienstleistungen blieben in einem vertretbaren Rah- 
men: innerhalb des Deutschen Reichs kosteten Briefe zehn 
Pfennig Porto, Postkarten fünf Pfennige, für Briefe im Stadt- 
verkehr genügte eine Fünf-Pfennig-Marke."' (Nach: Stuttgar- 
ter Nachrichten vom 17. September 1994). 

Es handelte sich im übrigen um Zeiten, in denen die Post er- 
hebliche Gewinne einfuhr. 

2. Seit den achtziger Jahren und verstärkt seit der Vereinigung 
schließt die Bundespost bzw. die Deutsche Post AG ihre in den 
Stadtzentren gelegenen Hauptpostämter, die alle Gleisan- 
schluß hatten bzw. über eigene Frachtbahnhöfe verfügten. Teil- 
weise wurden dabei gerade neu errichtete und nach modern- 
sten betriebswirtschaftlichen Erkenntnissen ausgestattete 
Hauptpostämter wieder geschlossen - so in Stuttgart das 
Hauptpostamt in der Lautenschlagerstraße in der Nähe des 
Hauptbahnhofs. Stattdessen wurden außerhalb der städtischen 
Zentren neue „Briefzentren" (im Raum Stuttgart das Brief Zen- 
trum in Waiblingen) und „Paketzentren" (im Stuttgarter Raum 
das Paketdienstzentrum in Köngen) errichtet. Es liegt bereits 
auf der Hand, daß bereits mit dieser Maßnahme die Postwege 
verlängert und Lkw-Transporte für den Postverkehr (vom 
Stadtzentrum ins Umland und umgekehrt) vervielfacht wur- 
den. In dieser Phase wurde seitens des Postministeriums mehr- 
fach erklärt, die neuen Postverteilerzentren im Umland erhiel- 
ten zu einem späteren Zeitpunkt Gleisanschlüsse. 

3. Am 11. Dezember 1996 teilte die Deutsche Post AG mit, im Mai 
1997 die Beförderung von Brief- und Kartensendungen auf 
Schienen bzw, über die Deutsche Bahn AG ganz einstellen zu 
wollen. Der entsprechende Vertrag mit der Deutschen Bahn 
AG wurde für den 31. Mai 1997 gekündigt. Stattdessen wur- 
den zukünftig alle Briefe per Luftfracht oder auf der Straße be- 
fördert. Der Behauptung, die Deutsche Bahn AG könne der Post 
kein überzeugendes logistisches Konzept vorlegen, wider- 
sprach die Bahn und stellte fest: „Das Logistikkonzept der 
Deutschen Post AG ist im Ergebnis schienenfeindlich." Der 
wahre Grund für die Aufkündigung des Vertrages sei die Tat- 
sache, daß die Post 83 Brieffrachtzentren entlang der Bundes- 
autobahnen gebaut habe - ohne Gleisanschluß. Die Deutsche 
Bahn AG, die derzeit die Briefpost im Nachtsprung mit Hoch- 
leistungs-IC-Zügen mit Geschwindigkeiten von bis zu 200 
Stundenkilometern befördere, würde dies auch zukünftig ger- 
ne tun. Dies setze allerdings voraus, daß die Briefpostzentren 
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sich in der Nähe eines Terminals des Kombinierten Verkehrs 
(mit Gleisanschluß) befänden (Verkehrs-Rundschau 4/1997). 

4. Die Bundesregierung hat in Beantwortung einer Kleinen An- 
frage von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erklärt, das Transport- 
system der Frachtpost der Deutschen Post AG sei auf den Kom- 
binierten Verkehr der Deutschen Bahn AG ausgelegt. In 
diesem System sei ein direkter Gleisanschluß nicht erforder- 
lich. Bei der Anbindung der Briefzentren werde sich die Deut- 
sche Post AG auch künftig der Schiene bedienen, sofern dies 
für das Unternehmen unter Qualitäts- und Kostengesichts- 
punkten eine „durchführbare Alternative" ist. Die Deutsche 
Bahn AG hat ausdrücklich erklärt, Logistik-Konzeptionen mit 
der Schiene als eine solche „durchführbare Alternative" an- 
bieten zu können (Drucksache 13/496). 

5. Die Enquete-Kommission „Schutz der Erdatmosphäre" des 
Deutschen Bundestages hat in ihrem Zweiten Bericht vom Juli 
1994 ausdrücklich festgehalten: „ Die verkehrsbedingten Emis- 
sionen . . . tragen wesentlich zur Veränderung der Verteilung 
und Konzentration des Ozons sowie zur Veränderung des glo- 
balen Klimas bei . . . Der wesentliche Anteil der Emissionen des 
Verkehrsbereiches wird durch den Straßenverkehr verursacht. 
Die Emissionen im Straßenverkehr sind während der vergan- 
genen Jahrzehnte trotz technischer Verbesserungen . . . ge- 
stiegen. (Enquete-Kommission „Schutz der Erdatmosphäre" 
des Deutschen Bundestags, Mobilität und Klima - Wege zu ei- 
ner klimaverträqlichen Verkehrspolitik, Bonn 1994 S. 14 u. 
S. 20). 

6. Die Frachttarife und -sätze der verschiedenen Transportwei- 
sen haben sich u. a. durch die Verkehrspolitik der Bundesre- 
gierung in einer Art und Weise entwickelt, daß diese zu einem 
Drift von der Schiene in die Luft führen müssen. So stiegen die 
Frachtsätze im Eisenbahnverkehr im Zeitraum 1985 bis 1993 
um rd. 20 Prozent. Im Luftverkehr hingegen liegt die Steige- 
rung der Frachtraten im gleichen Zeitraum bei nur 4 Prozent 
(Nach: Verkehr in Zahlen 1996 S. 269 und S. 273). Die offiziell 
ausgewiesenen Frachtsätze im Straßengüterfernverkehr stie- 
gen im genannten Zeitraum 1985 bis 1993 in etwas geringe- 
rem Maß (+ 18 %) als die Frachtsätze im Eisenbahnverkehr. 

7. Die britische Post - Royal Mail - beförderte 1994 rd. 67 Millio- 
nen Einheiten (Briefe, Karten, Päckchen, Pakete) pro Tag. Im 
Rahmen der vor allem von der Industrie vorgetragenen Forde- 
rungen nach späteren Terminen zur Anlieferung von Fracht 
und verbesserten Standards wie Pünktlichkeit und Sicherheit 
beschloß Royal Mail, in stärkerem Maß die Schiene zu nutzen. 
Ein neuer Vertrag, der zwischen Royal Mail, und der damali- 
gen Tochter von British Rail, Rail Express Systems, mit diesen 
Zielsetzungen geschlossen wurde, beinhaltet u. a. 

- ein neues Postzug- Verkehrssystem mit 52 qualitativ hoch- 
entwickelten Zügen, 

- einen für Postverkehr zweckgebundenen Kopfbahnhof in 
Willesden (bei London), 
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- den Umbau von Provinzbahnhöfen für Postcontainerver- 
kehre. 

Royal Mail begründete diese Orientierung 1994 auch da- 
mit, daß eines der strategischen Ziele des Unternehmens 
die Anerkennung als „verantwortlich handelnder Nach- 
bar" („responsible neighbour") sei, d, h., daß die britische 
Post sich darauf orientiere, die mit ihrer Unternehmens- 
tätigkeit verbundene negative Einflußnahme auf die 
Umwelt und die „Kohlendioxid-Emissionen je Brief' zu re- 
duzieren. Eine solche Orientierung impliziere, daß „Schie- 
nenverkehr im Vergleich zur Straße und Luft" zu bevorzu- 
gen sei. (Nach: Alternatives to Traffic Growth, The Role of 
Public Transport and the Future for Freight. A Report for 
Transport 2000 bySteerDaviesGleave, London 1995 S. 17). 

Im Geschäftsbericht 1994/95 von British Rail (BR) wird fest- 
gestellt: Dem BR-Tochterunternehmen „Rail Express Sy- 
stems (RES) gelang es, in besonderem Maß den Bedürfnis- 
sen seines Hauptkunden, Royal Mail, gerecht zu werden. 
Die Pünktlichkeit der Postzüge konnte . . . um drei Prozent 
verbessert werden. Die Arbeiten für das neu zu errichten- 
de Verteilerzentrum in Willesden, Nord-London, wurden 
aufgenommen. Dieses ist das Schlüsselglied in dem neuen 
Vertrag, der zwischen RES und dem Postministerium ge- 
schlossen wurde," Im gleichen BR-Geschäftsbericht wird 
mit Blick auf den Postverkehr davon gesprochen, in diesem 
werde „ der Vorteil der Schiene gegenüber Wettbewerbern, 
die im Straßenverkehr befördern" genutzt. (Nach: British 
Railways Board, Annual Report and Accounts 1994/95S. 21; 
unsere Übersetzung). 
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